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1. Zur Bedeutunq der Fernüberwachunq 9 Kernkraftwerken -- 
Der Reaktomnfall von Three Mile Island 1978 (Schwerer Unfall Stufe 5 nach [I]) war in allen 
westlichen Ländern Aniaß zu weiteren Vorsorgemaßnahmen bei der zivilen Nutmg der Kem- 
energie. So entstanden u.a. in kurzer Folge neben Femmeßsystemen zur mehr oder minder 
flächendeckenden Überwachung der Ortsdosisleistung [2] vor allem behördliche Femüber- 
wachungssysteme, deren Zielsteilungen und folglich deren technischer Umfang in den einzel- 
nen Staaten allerdings bis heute sehr unterschiedlich ist. Gemeinsam ist d e n  diesen nationalen 
behördlichen Femüberwachungssystemen die Aufgabe', eine betreiberunabhängige Kontrolle 
1. bezüglich der E i t u n g  der jeweils zulässigen (genehmigungsrechtlichen) Emissions- 
werte radioaktiver Stoffe in Fortlufl und Abwasser, 
2. bezüglich der in unmittelbarer Umgebung des KKW-Standortes aueretenden Immis- 
sionen, 
3. beniglich wesentlicher betrieblicher Parameter 
auszuüben und fur die Durchfühning von Ausbreitungsrechnungen 
4. die dafür bedeutsamen meteorologischen Parameter 
zu registrieren. 
Der Reaktorunfall von Tschernobyl 1986 (katastrophaler Unfall, Stufe 7 ~ c h  [I]) traf die 
UdSSR völlig unvorbereitet und hat gezeigt, welche nationalen und Iänderübergreifenden Fol- 
gen [3,43 eintreten können, wenn neben konzeptioneilen und technischen Mängeln auch eine 
wirksame Aufsicht durch eine unabhängige Behörde fehlt. Es ist unbestritten, da8 
1. die zum Unfall führenden Betriebsbedingungen von keiner Aufsichtshehörde zugelas- 
sen worden wären, und daß 
2. auf der Grundlage von qbjektiven Meßwerten der Charakter und das Ausmaß der 
Katastrophe durch eine behördliche Aufsicht sofort erkannt worden wären. 
Selbst nach Eintreten eines solchen Unfalies wrire mit Hilfe der Fernubenvachung ohne 
Verzug eine nationale und internationale Frühwamung und Katastrophenhilfe moglich gewor- 
den, und die Tschernobyl-Bilanz sähe weniger erschreckend aus. E i e  mit modernen Mitteln 
ausgenistete KKW-Femüberwachung kann daher einen wichtigen Beitrag zur Durchsetzung 
der Sicherheitsinteressen der Bevöikemg sowohl im Betreiberland als auch in den 
Nachbarstaaten leisten. 
Die Tatsache, daß in der Folgezeit fur den Druckröhremeaktor RBii4K-1000 eine Reihe von 
Maßnahmen zur Sicherheitsertüchtimng vorgenommen und daß erhebliche Restriktionen be- - - 
zügiich der zuiässigen Betriebsregirne getroffen worden sind, hat die Vemnsicherung der An- 
rainerstaaten nicht beseitigt, denn die allgemeine wirtschaftliche Notlage dieser k d e r  zwingt 
weiterhin zu kontinuierlicher Energieproduktion aufKemenergiebasis2. 
' Ver@. Rahmenempfebiung 1121 
"Am 21.10.1W3 hat das Parlament der Ukraine den früheren Entscheid, keine neuen KernkraRwerke ZU 
bewiiligen, aufgehoben und beschlossen, den Betrieb des Kemkmfhwrks Tschernobyl weitnnführen. Regie- 
rung und Parlament waren von der Betriebsleitung und dem Personal von Tschernobyl ersucht worden. den fur 
die Stüiegrmg hn Oktober 1991 festgeiegteen Temin wegen des Verlustes von Arbeitspliitzen und der Vemn. 
gmuig der elekuischen Energieprnduktion zn überdenken ..." [5].  
Abb. 1: Kernkraftwerk Saporoshje, Ukraine, mit sechs unifizierten Blöcken des WWER-1000/320 
F& Schunulanii -gar (FZI1) 
Bis heute gibt es zumindest an den Kernkraftwerken in der GUS keine technischen Systeme 
der Datenfernühertragung, die die obengenannten Aufgaben der Fernüberwachung erfüllen 
könnten. Zwar sind in den letzten Jahren staatliche Aufsichtsbehörden geschaffen worden, 
aber gegenwärtig bestehen weder an den Kernkraftwerken der wichtigsten Kernenergie- 
Nutzerländer Rußland und Ukraine ausreichende Systeme zur Überwachung der radioaktiven 
Ableitungen mit der Fortiuft und mit dem Abwasser, noch besteht ein ausreichend 
zuverlässi~es ortsfestes Svstem zur Überwachung von Ortsdosisleistungen. Auch eine den 
~rforde&sen entsprechende Instrumentierung & Kraftwerksort zur ~&ttlung der meteo- 
rologischen Ausbreitungsbedingungen radioaktiver Stoffe in der Atmosphäre gibt es nur in 
An&zpunkten. Diese r&ologkh& und meteorologischen ~nstrumenti~ntn~en werden nach 
den noch aus der UdSSR-Zeit stammenden "Allgemeinen Bestimmungen zur Gewährleistung 
der Sicherheit von Kernkraftwerken OPB-88"s [6] zwar gefordert, jedoch ergab eine 
Bestandsaufnahme im KKW Saporoshje, Ukraine (Abb. I), daß die vorhandene Ausrüstung 
mit solcher Meßtechnik hinter den Fordemngen der OPB-88 zurückbleibt4. 
Damit sind die auf der Wiener Konferenz der IAEA 1986 getroffenen Konventionen über den 
"Beistand bei nuklearen UnfaUen oder radiologischen Notfällen" und über die "Frühzeitige 
Meldung von nuklearen Unfällen" [8], die einen sehr umfingreichen Austausch von radiologi- 
schen und meteorologischen Meßdatens vorsehen, inhaltlich praktisch ausgehohlt. Zur Durch- 
setning gerade dieser in Auswertung des Tschernobyl-U&s zum Schutz der Bevöike~ng 
international vereinbarten Konventionen ist die Eichtung der KKW-Fernüberwachung in 
Verbindung mit einer teilweisen meßtechnischen Ertixhtigung der KKW in den MOE-Ländern 
und der GUS dringend geboten. 
Es liegt daher im unmittelbaren Sicherheitsinteresse aller europäischen Länder, die Schaffung 
der technischen Voraussetzungen sowohl fur eine staatliche als auch eine internationale 
Fernüberwachung der mittel- uÜd osteuropäischen KKW zu unterstützen 
Derzeit sind in Mittel- und Osteuropa 
- 24 1 (4) WWER-440-Reaktoren, 
- 19 I (13) WWER-1000-Reaktoren, 
- 16 1 (6) RBMK-Reaktoren und 
- 2 1 (2) Schnelle natriumgekühlte Reaktoren 
in Betrieb I (in1 Bau). 
Genauere Angaben dazu enthält Tabelle 1.  
In Deutschland sind entsprechende atomrechtliche Forderungen u.a. durch die Regein des Kerntechnischen 
A ~ h ~  KTA 1501 [20], 1503 [22].1504 [23],1506 [24], 1508 [25] und 3502 [ZU] spezifiziert 
Den Mitteilungen der Sapmoger Dosimetrie-Fachleute zuFolge soll die Sitnatiou in den anderen Kernkraft- 
werken der GUS &dich sei0 [q. 
Die zu den beiden Konventionen zugehörige Empfehlnng über die Mormatousshuktur sieht die k g a b e  
von bis zu 1OOO Informationsb1öcken vor, gibt aber keinerlei Empfehlung bezüglich des technischen Mittels, 
das nir Infmmationsilbergabe verwendet werden sollte. Die nnpfohiene ~~o~ ist so aufgebaut, 
da5 vorteilhaft eine scbxMiche Form verwendet wird. Üblichen\& werden daartige S c M c k e  erst Tage 
oder Wochen nach dem Vorkommnis auf Regie~ngsebene übergeben, s. Abschnitt 4.7.3. 
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Tabelle 1: Mittel- und osteuropäische Kernkraftwerke nach [9] 
Kasachstan: 
Scbewischenko I siidüch Astrachan I 1 1 I 150 I SNR 
Litauen: 
Ignaün I I - I 2 1 1500 1 GLWR 
Tschechische Republik 
Dukovarry I I I 4 I 440 1 DWR 
Temelin 2 - I 1000 1 DWR . 
Slowakische Republik: 
Bohunice I I - I 4 1 440 I DWR 
Mochowce 4 440 I DXVR 
Ungarn: 
Pacs I 1 I 4 I 440 I DWR 
Bufparien: 
Kosiodui 
BeIenc I I 2 I - I 1000 I DWR 
DWR: Dmckwasserreaktor SNR Schneiier nairiumgekiihiter Reaktor 
GWR: grantmoderierte~ LeichmaSSerreaktor 
Der größte KKW-Standort liegt bei Saporoshje am Unterlauf des Dnepr in der Ukraine. Das 
Kraftwerk befindet sich in unmittelbarer Nähe der Stadt Energodar am Südufer des 
Kachowskaer Stausees, siehe Abbn. 1 und 2, und bietet sich als Pilotanlage fur die Einrichtung 
einer KKW-FernÜberwachung in der Ukraine an. 
Abb I. Karte der I.rnigeb~ing des KKW Saporoshje mit markiertem 15-h- l lnkre is  
und den diirch Kreise gekennzeichneten Orten tur die Onsd«sisieisrung~meßste!len 
Anmerkung. 
K«nventione!le .~\usbreitungsrecluiiingen nach dem Ga~ii3-Slodell zur ßestiiii~n~irig der 
Sctiadstoffausbreitung in der Luft reichen fur den Simdoit Saporoshje nicht aus. da die tager- 
und jahreszeitlicli schwankenden veflikalen Konvektionsstromu11gen der LuR an der G r c x -  
fläche des Kachonskaer Stausees. die die Hoheniage der scl iadsto~ragi:nde~~ Lrifischic.-tireri 
stark beeiirilussen, dann nicht berücksichtigt werden kamen Realisrische .Aushsei;iirigi 
rechnungeii Eiir die Unisebung des Standortes Saporoslije ertbrdern den Einsarz \on Yertihren 
mir diiTerentieiler Ortsaiit!Osiing und aiso auch örtlich aufgelosre nie~eoroiogisiiie Eiiiz:!rgi- 
daten Aus Kosten- und Eftirienzgninden wircie diese Besonderheit bei der Spezifizicnirlg Qcr 
nteteurolo~_ischeri Mel3stelleri fi~i- das fen?uberi\achiingsi>-rti-111 dt.5 KF;W Siipi.rL-shit: 
zunächsr nichr berkksichti-. sondern auf eine sparers Aushausrufe ie r~c i iubrn  
2. Einordnung der Femüberwachung & die Sicherheitsertüchtiqung - 
Die Notwendigkeit einer allgemeinen Sicherheitsertüchtigung der mittel- und osteuropäischen 
Kernkraftwerke ist in den letzten Jahren von unterschiedlichen Fachgrden wie der Inter- 
nationalen Atomenergie-Organisation IAEA Wien, der World Association of Nuclear Opera- 
tors WANO und der Gesellschaft für Reaktorsicherheit GRS Köln [I0 und 1 I], aber auch von 
F i e n  wie SIEMEMYKWiJ und ABB Kraftwerke AG auf der Grundlage von sehr detail- 
lierten Untersuchungen übereinstimmend festgestellt worden und ist ganz unbestreitbar. 
Die Studien galten den zwei Schwerpunkten: 
1. Kritische Sichtung der Reaktorkonzepte und der Auslegung sowie Begutachtung der 
technischen Ausrüstungen und ihres Zustandes. 
Dabei wurde festgestellt, daß die KKW mit dem grafitmoderierten Reaktor vom Typ 
RBMK (Tschernobyl-Typ) und der ältere Druckwasser-Reaktortyp WWER-4401 
W-230 auf Grund erheblicher konzeptioneller Sicherheitsmängel nach westeuro- 
päischen Maßstäben nicht genehmigungsfähig sind. Bei konsequenter Handhabung der 
strengen westeuropäischen Vorschriften wäre eine sofortige Stillegung zwingend. Im 
Gegensatz dazu wird eingeschätzt, daß eine Sicherheitsertüchtigung der neueren 
Typen WWER-440AST-213 und WWER-1000iW-320 möglich und sinnvoll, aber 
kostenintensiv ist. Diese nach westeuropäischen Maßstäben unverzichtbare Sicher- 
heitsertüchtigung bedarf der langfristigen und intensiven Zusammenarbeit der Kern- 
energie-Industrie in West und Ost und - wegen der wirtschaftlichen Situation der GUS 
und MOE-Staaten - einer intemationafen Finanziemng. 
2. Detailuntersuchungen zur Betriebsführung, zu moglichen Verbesserungen sowohl der 
betriebsmeß- und automatisiemngstechnischen Ausrüstungen als auch der Ausbildung 
des Betriebspersonals, und zur Verbessemng der Regelwerke und der behördlichen 
Aufsicht. 
in diesen Bereichen ist praktische technische Hiie kurfistig moglich und effektiv 
wirksam, und sie kann auchvon einem Land allein begonnen werden. 
in Anbetracht dieser Situation sind internationale und nationale Hilfsprogrme begonnen 
worden, die jedoch die kritische Situation der Kernkraftwerke in Mittel- und Osteuropa bis- 
lang nicht wesentlich verändert haben. So ist auch das großangelegte Hiifsprogrannn TACIS 
der Europäischen Union für die GUS auf dem Gebiet der Kernenergie-Ertüchtigung erst 1994 
in das Stadium praktischer Maßnahmen zur technischen Hilfe eingetreten. 
Praktische Hilfe im Einzelfall brachten international abgestimmte Aktionen (EG-Initiative) zur 
Verbessemng der Situation im bulgarischen Koslodui, die jedoch konzeptionell nicht verall- 
gemeinenmgsfahig sind. 
Der Bundesminister für Umweltschutz und Reaktorsicherheit in Deutschland hat Ende 1992 
ein deutsches "Programm zur Zusammedeit mit den MOE-Staaten und der GUS auf dem 
Gebiet der kemtechnischen Sicherheit" mit einem Jahresbudget von etwa 20 m o n e n  DM ge- 
startet, das nach konkreten Vorbereitungsarbeiten ab 1994 in das Stadium der praktischen 
technischen Hiife für die mittel- und osteuropäischen Staaten und die Gemeinschaft der h a b -  
hängigen Staaten einmundet. Diese technische Hilfe zum Schwerpunkt 2 gilt im wesentlichen 
der dringlichsten Verbesserung einiger automatisie~n@echnischer und idomationefier Aus- 
rüstungen und der Stiirkung der behördlichen Aufsicht. h diesem Hilfsprogamm ist auch & 
Schaffung von technischen Systemen für eine behördliche Femübemachung enthalten. Dieser 
Weg, in den betrachteten Ländem zur Verbessemng der Realrtorsicherheit durch Ausbau der 
idodonstechnischen Basis von Betreiber und Behörde behtragen, erscheint erfolg- 
versprechend, weil er 
den Interessen dieser Lander Rechnung trägt, 
kurzfiistig und vergleichsweise kostengünstig zu Erfolgen führt und 
außerdem die datentechnische Basis fiir den Anschluß an e b  htemationaies Zentrum 
für Information und Frühwamung IZDF herstellt. 
Es muß dabei betont werden, daß die Femübemachung kein Ersatz ist fur notwendige kon- 
s w w  V&nderungen an den Reaktoren, daß sie aber solche Verändemngen sowohl bezüg- 
lich des zeitlichen Ablad ais auch bezüglich eines in der Tiefe gestaffelten Si~herheitskonz~ 
tes ergänzt. 
im foIgenden wird zunächst die innerstaatliche (behördliche) Femübenvachung vorgeste11t. 
3. Konzevte &g' innerstaatlichen Fernübewachung 
3.1 Konzepte westlicher Fernübefwachungssysteme arn Beispiel Deutschland 
und US-Bundesstaat Illinois 
DEUTSCHLAND 
In Deutschland sind in Auswertung des ~hree-~eIsland-Störfal1es zu Anfang der 80er Jahre 
in den  westlichen Bundesländern behördliche Überwachungssysteme in Länderhoheit ent- 
standen, deren Aufgaben entsprechend der "RahmenempfeNung für die Femübenvachung von 
Kernkraftwerken" 1121 im wesentlichen in der radiologischen Kontrolle des bestimmungs- 
gemäßen Betiiebes, m der Frühwamung bei Störfällen und Udiillen sowie in der Bereit- 
stellung von Daten fiir Ausbreitungsrechnungen bestehen. Technologische Daten sind nur in 
dem UmFang einbezogen, wie sie e r  die Bewertung der radiologischen Situation wichtig sind 
In dieser Rahmenempfehlung von 1980 (6 Jahre vor der Tschemobylkatastrophe!) heißt es: 
"Die Au&aben der Femüberwachung sind durch vier Schwerpunkte gekennzeichnet: 
Oberwachung der Ableitung undFreisefmng radioaktiver Stofe (Ern& 
sionsüberwachung), 
Überwachung der Aktivitätskomeniration und der Ortsdosisleistmgen in der 
Umgebung ~mmissimsüberwachunsr) sowie in den Siraklenschutzbereiche~~, 
Erjkwng der$& die Ausbreitung und Ablagerung radioalitiver Stoffe 
bedeutsamen meteoro~ogischen ~ i n ~ u ~ ~ r ö ß e n  (2Meteorologie) und "" 
übe~achung solcher Befriebsparamefer, die für die Emissionsübewac~~p 
C 7  
bedeutsam siild oder die ~imviise auj-den Betriebszustimd geben " 
Betrachtet man die Betriebspararneter (= technologische Parameter), die entsprechend der 
Rahmenempfehiung in landeshoheitlicher Entscheidung (und also unterschiedlich in IImfano - -- 
und Auswahl) bisher fur die FeinÜberwachung bereitgestellt worden sind [13]), so f a t  a$ 
daß jüngere Systeme mehr Betriebsinformationen enthalten als ältere, da die technischen 
Möglichkeiten heute eine umfangreichere - und damit zuverlassigere - Benachrichtigung pro- 
blemlos erreichbar machen. In Verallgemeinerung dieser Erfkhrungen und unter Be~cksich- 
tigung der Sicherheitsdefizite der WWER-Reaktoren [14] und des geringeren Automati- 
sierungsgrades muß der UmEang zu überwachender technologischer Parameter daher größer 
sein als in Deutschland üblich. 
In der Kostewerordnung ( 5  7 (I), (3)) [15] zum deutschen Atomgesetz [I61 ist festgelegt, 
daß - entsprechend dem Verursacherprinzip - der Betreiber die Kosten der Femüberwachung 
zu tragen hat. Die Anwendung dieser Regel ist in der GUS derzeit nicht möglich. Zwar sind 
per Gesetz staatlicher Betreiber und staatliche Aufsichtsbehörde unabhängig voneinander; der 
Strompreis wird aber weiterhin staatlich festgelegt, so daß der ebenfaüs staatiiche Betreiber 
keinen Handlungsspielraum hat. 
BUNDESSTAAT -01s INDEN USA 
E i e  sehr viel intensivere Uberwachung der KKW wird auf Grund der Schlußfolgemngen aus 
dem Tb@-Störfall m den USA praktiziert. Die Atombehörden der USA standen d d s  in 
ähnlicher Weise wie die der UdSSR bnv. der GUS nach dem Tschernobyl-Unfall einer sehr 
kritischen öffentlichen Meinung und starker Kntik der Fachwelt gegenüber, die zu gravie- 
renden Vorbeugemaßnahmen &ang. Neben konstruktiven ~rtücht&n~en der .Anlagen- und 
Sicherheitstechnik sollte durch E i m n p ,  einer unabhängigen behördlichen Fernübenvachung 
eine VerbeSSe~IIg der ~nformationssitu&on und der ~iiherheitsvorsorge erreicht werden. 
E i e  dabei gefundene Losung soll an Beispiel der KKW-FernÜberwachung im Bundesstaat 
Iilinois erläutert werden. 
Die Aufsicht über den Betrieb der KKW ist in den USA ebenso bundesstaatüch organisiert 
[16] wie in Deutschland. Im US-Staat &ois mit seinem großen Anteil der Energieproduktion 
aus Kernenergie existiert in der Landeshauptstadt Spk~gfield das "IUuiois Department of 
Nuclear Safety" IDNS als Über~achun~sbehörde, an das seit etwa 10 Jahren alle 13 Kr&- 
werksreaktoren (6 DWR und 7 SWR) sowie auch Forschungsreaktoren über Datedeitungen 
angeschlossen sind. Das IDNS besteht aus vier von den Betreibern finamieeen Dienst- 
leistungsbereichen. Darunter sind die Bereiche 
"Office of Environmental Safety" Oenst fiir Umweltsicherheit, Emissions- und Immis- 
sions-Monitoring ähnlich der in Deutschland üblichen Kernkraherks-Femuber- 
wachung KF¿r) und 
"Office of Nuclear Fa&@ Safety" (Dienst für Kemdagensicherheit, Ferniiber- 
wachung des KKW-Zustandes einschließlich der FreiSetZungen), 
die im Störfatt irn "Radiologicai Emergency Assessment Center" REAC zu~mageschlossen 
sind.6 
Der ''Dienst flix Kernanlagensicherheitf' fUnt die betriebliche KKIY-aenvachung im Sinne 
einer BeheikrunteMmg mit Elfe der vier Abteilungen "Stadige Vor-8rt-Xnspe6%on", 
"Engineering'" (Reaktorsicherheit, FemüberwaGhung, B e h e i b e m  und Projekr- 
ergänzung), ''Betrieb der Systeme" (Telekomnuintkatio~ W m n g  und Kabriemng, FeldmeB- 
Eine Auflistunc der Informationen. die im Audiioriiim dcq RE.\(' fur dic Ablciiiirr~ w n  Sdf.111- 
rhutfmaßnahman auf gcwhnliihen N'andiafclii fur nllc sisliihnr einqcirnccn ~rcrdes. ist iii 11-1 cnthnttcn 
Dienste) sowie "Vorsorge und Analyse" (Notfallplanung, Notfallvorsorge und Unterstützung 
örtlicher Behörden, Technische Analyse) durch. 
Wesentliches Element ist dabei die Abteilung Engineering, die von jedem überwachten 
Reaktor bis zu 1700 Informationen (Meß- und Zustandsdaten) in konstantem Zwei- 
Minuten-Takt übernimmt und auf der Basis von Fehlerbaum-Analysen eine (gegenüber 
dem Betriebsüberwachungssystem diversitäre) Bewertung des Sicherheitszustandes 
vornimmt. Basis der Fehlerbaumanalysen sind die konkreten technologischen Schemata 
der jeweiligen Reaktoranlage, wobei mm Zwecke einer effektiven Anlagenüber- 
wachung und Systematisierung insgesamt sechs "Safety ~unctions"7 definiert worden 
sind: 
Gewährleistung der Abschaltreaktivität, 
Funktionstüchtigkeit der Wärmesenke, 
Gewährleistung der Notkühiung 
Integrität der BrennstoEhüiie, 
Integrität des Primärkreislaufs und 
Dichtheit des Containments. 
Jede zu erwartende Abweichung vom Sollwert einer einzelnen Sicherheitsfiuiktion 
wird dem Betreiber mitgeteilt. 
Diese diversitäre Überwachung ist als Betreiber-Unterstützung (operator support) 
konzipiert und ermöglicht frühzeitige Aussagen über sich anbahnende Stömgen, so 
daß wirksame Gegenmaßnahmen ohne Zeitvemg eingeleitet werden körnen8. Die 
radiologisch-meteorologische Überwachung durch den "Dienst &r Umgebungsüberwa- 
chung" (einer Unterabteilung vom "Dienst für Umweltsicherheit") im Sinne einer Emis- 
sions- und I~ssionsüberwachung stellt natürlich ihre Informationen auch fur die 
Betreiberunterstützung zur Verfügung. 
Die Eich tung  einer solchen zweigliedrigen Überwachung der KKW im Sinne des Umwelt- 
schutzes und der BetreibeninterStützung wäre sicherlich ein sehr effektiver Beitrag zur Ver- 
besserung der Betriebsfuhmng und der Sicherheitskultur in der GUS. Sie würde auch eine 
saubere Trennung zwischen der behördlichen öffentlichkeitsorientierten Überwachung und der 
fachspezifischen betreibeninterstützenden Uberwachung im Sinne von Diagnoseerstellung und 
Beratung ermöglichen. Die Kosten für die sehr umfangreiche zweigliedrige FernÜberwachung 
und für die zugehörigen Entwicklungsarbeiten trägt auch in den USA der Betreiber. Sie be- 
tragen einige Miionen Dollar je KKW-Reaktor im Jahr, werden als jährliche Betriebs- 
genehmigungs-Steuer erhoben und auf die Verbraucherpreise der Elektroenergie umgelegt. 
Beträge dieser Größenordnung können in der GUS in nächster Zeit durch Bevölkemng und 
Industrie fur eine behördliche Femüberwachung nicht aufgebracht werden. 
Bei ailen bislang bekannten Störfällen uaren jm& mindestens nvei S icherh&Monen nicht mehr 
gevuährleistet. 
Zach Angaben dcs S!stcni-Ent\vicklcn konnte ini Eiiuclfall eine iu cnvanendc Grenmcrtabacichung bis 
/.U ciner Sturrde vor Fensicllung durch das Bctncbsmel(n.stem prognostiz.cn wcrden. 
3.2 Konzeptioneiie Arbeiten des FZR zur innerstaatlichen (behördlichen) über- 
wachung von WWER-Reaktoren in der Ukraine 
Im Forschungszentrum RossendorS Institut f3r Sicherheitsforschung, wurde zu Anfang 1992 
eine Arbeitsgnippe "Fernübenvachung" gebildet, die - anknüpfend an Erfahrungsstand und 
Fachkontakte aus 20 Jahren Forschungsarbeit zu Physik und Technik sowie Betriebs- und 
Störfallverhalten der russischen WWER-Reaktoren - konzeptionelle Arbeiten zur Fernüber- 
wachung dieser Reaktoren begonnen hat. 
3.2.1 NAPREM- Machbarkeitsstudie 
In einer gemeinsam vom Forschungszentrum Rossendorf FZR und der texanischen Firma E- 
Systems, einer Gesellschaft fiir Systemintegration, Fernmessung und Infonnationselektronik 
finanzierten und erarbeiteten Machbarkeits-Studie [18] wurde unter beratender Mitwirkung 
des Institutes fiir Kernforschung 1% Kiew bei der Ukrainischen Akademie der Wissenschaften 
eine Machbarkeitsstudie zum Thema "Nuclear Accident Prevention by Remote Monitoring 
(NAPREM)" erarbeitet Sie beinhaltete e r  die dangreichste Ubenvachungsvariante 
(Betriebsübenvachung) die Ubemahme von reichlich 1000 ausgewahlten technologischen, 
diagnostischen und radiologisch-meteorologischen Daten aus einem WWG-1000- 
Reaktorblock in ein Uberwachungszentnun in Kiew mit einem Ubertra~ungstakt, der vom 
Betriebszustand des Reaktors abhänpt, zum Zwecke einer verbesserten B-&Gbsüberwachun~ 
und einer radiologisch-meteorologis~hen Überwachung mit den Zielstellungen Friihwamung 
und Störfalbe~leitum. Die Übernahme wiedem ausgewählter Daten in ein Internationales 
Zentrum für 6kormadoon und Frühwatnung ist über Satellite~erbindun~ technisch einfach 
möglich, aber mit weiteren Kosten verbunden. Die Kosten für ein "Pilotprojekt m 
Konzeptprüfung" einschiießlich der Datenübertragung wurden von E-Systems auf zweistellige 
Millionenbeträge in US-$ geschätzt. 
Die wichtigsten Ergebnisse der NAPREM-Studie waren: 
Eine Fernübenvachung der Kernkraftwerke in den mittel- und osteuropäischen Ländern 
und der GUS bringt eine Erhöhung der Sicherheitsvorsorge9 mit sich durch: 
* Verbessemng, Modernisienmg und Ergänzung der betrieblichen und Umgebungsmeß- 
technik durch den Eisatz westlicher Technik, 
* Anpassung der Überwachungsprinzipien und der Störfailvorsorge an das erprobte Ni- 
veau und die Regeln westlicher Länder, 
* E i i g  einer betreiberunabhängigen Überwachung, die zu einer Erhöhung der 
Sorgfalt des Betreiberpersonals führt. 
0 Eine Fernüberwachung der Kernkraftwerke in Mittel- und Ostwropa ist technisch mach- 
bar. Technische Neuentwicklungen sind nicht erforderlich. Es sind 
* technologische Parameter zur Beschreibung und Überpnifung des Magernstandes, 
Diese Aussage ist auf die Kemkmfberke mt DmckwasSerreaktDren vom Typ W\YER440/213 und WWER- 
1000i320 beschrankt Sowohi der RBMK-Reaktor ak auch der a)teffi D m c h a d ~ o r  \VWEX-WOl230 
gelten nach deutschen NIaDstäben als nicht genehmigungsiX&g nnä sind bei den Betrachtungen deshalb 
ausgeklammert worden. 
* diagnostische Größen zu anlagenspenfischen Storprozessen einschließlich Brandwarn- 
signalen und 
* radiologische und meteorologische Größen 
aus den Betnebsrechnern des Kraflwerkes auszukoppeln, mr ~ufsichtsbehörde zu übertra- 
gen und zu bewerten. Die nicht internationalen Maßstäben entsprechende meßtechnische 
Ausrüstung erfordert jedoch Nachrüstungeu insbesondere bezüglich der Meteorologie. 
E i e  FernÜberwachung der mittel- und osteuropäischen KKW ist finanziell machbar, 
erfordert aber fur das Pilotprojekt an einem ersten Kraftwerksblock in einer ersten Aus- 
baustufe (ohne internationales Zen tm)  nach einer überschlägigen Kostenhochrechnung 
des FZR einen FiDanzie~ngsaufwand von etwa 30 DM. Finanzmittel diesen 
Umfknges können die Betreiber ohne ausländische HiKe derzeit nicht aufbringen. 
Eine FernÜberwachung ist politisch machbar. Es treffen sich besonders in den osteuropä- 
ischen Ländern die Interessen der Betreiber an verbesserter meß- und rechentechnischer 
Ausrüstung, die Interessen der Regierungen an der Verbesserung der Aufsicht und an der 
E i h r u n g  erprobter westlicher Sicherheitsstandards mit den Interessen der Parlamente an 
einer Erhöhung der Reaktorsicherheit. 
3.2.2 Spezifikation Fernübenvachung Saporoshje 
Im Rahmen des oben erwähnten Hiifsprogrammes des BMU hat das FZR, Institut iur 
Sicherheitsforschung, zusammen mit dem Technischen Überwachungs-verein '!&V Rheinland, 
Fachbereich Kerntechnik, eine Spezifikation &r ein technisches System zur Verbesserung der 
betrieblichen Überwachung durch die Staatlichen Aufsichtsbehörden am Beispiel des ukrai- 
nischen Kemtcraffwerkes Saporoshje (siehe Abbildungen 1 und 2), Block 5, erarbeitet [I91 
Dieser Ausarbeitung liegen detaiUierte Recherchen zugmnde uber: 
die Staatlichen Strukturen hinsichtlich der Kernenergienutning, 
gesetzliche Grundlagen, Vorschriften und Regelwerke fur die Nu- der Kern- 
energie in der Ukraine, 
die wirtschaftlichen Randbedingungen und daraus resultierenden Schlußfolgerungen in 
Bezug auf das technische System und 
die Vorhaben zur KKW-Überwachung in der Ukraine sowie 
anlagen- und standortspezifische Aspekte, resultierend aus einer Bestandsaufnahme am 
Standort KKW Saporoshje. 
Darauf aufbauend und in Anlehnung an internationale Erfahrungen wurden vier Schutzziele fiir 
den Druckwasser-Reaktortw WWER-1000 definiert: . . 
0 Gewährleistung der Reaktorabschaltung (notwendig, aber allein nicht ausreichend) 
0 hährleistung der Kernkiihiung (notwendig, aber auch zusammen mit 0 nicht 
ausreichend) 
@ Gewährleistung der Wärmeabfithr aus dem Primärkreis und Gewährleistung seiner 
Integrität (notwendig, und zusammen mit fS und B ausreichend) und 
@ Integrität des Containments (das Containment kam Auswirkungen von Verstößen 
gegen @,@ und 0 zumindest zeitweilig zurückhalten), 
die durch neun Kontrollaufgaben bezüglich bestimmter zu überwachender Anlagenteile, Me- 
dien oder Prozesse untersetzt sind. Während die Schutzziele für verschiedene Dmckwasser- 
Reaktortypen gleichermaßen gUitig sein können, sind die Kontrollaufgaben speziell auf die 
Anlage und ihre Ausrüstung zugeschnitten: 
K1 Anlagenzustand allgemein KZ Barrierenwirksarnkeit 
K3 Aktivitätsinventare K4 Emission 
K5 Iminission K6 Meteorologie 
K7 Abteitung mit Wasser K8 Alannbildung durch Grenzwert- 
K9 Anlagenzustand im Störfail Überschreitung. 
Welche Betriebsmeßgrößen diese Kontrollaufgaben am besten auszuüben gestatten, hängt von 
der Instmmentienmg der jeweiligen Anlage ab. 
3.2.2.2 Die Parameterauswahl --
Das Schutzzielkonzept stellt bezüglich der vom Betreiber durchgeführten Überwachung der 
"Grenzwerte und Bedingungen des sicheren Betriebes" eine diversitäre Überwachung dar. Auf 
der Gmndiage dieses Konzeptes wurden für Block 5 des KKW Saporoshje als Minimal- 
variante 
49 verschiedene technologische Parameter aus dem Betriebsmeßsystem Block 5, 
18 verschiedene radiologische Parameter1° aus der Anlage, Kaminen und Umgebung 
und 
6 verschiedene meteorologische Parameter9 
zur Datenübertragung und Überwachung bezüglich des aktuellen Anlagenzustandes vorge- 
schlagen.11 Eine Ubersicht dazu gibt Tabelle 212 , wobei Meßliien für zwei verschiedene 
technologische Parameter (T-1 und T-27), für vier radiologische (R-6, R-8, R-9 und R-11) 
sowie für alle sechs meteorologischen Parameter nachgerüstet werden sollen. 
l0 Die radiologischen und meteorologischen Parameter wurden von hfikkitern des Technischen imer- 
waehungs-Vereins Rheinland, Köln, entsprechend der Rahmenempfehinng fiir die f h a c h n n g  m n  KKW 
191, der KTA-Regeln 1501 [SO], 1502 1211, 1503.1 [22], 1505 1231, 1506 [24]. 1508 1251 und 3502 1261 Sowie 
der Erfahrungen mit den deutschen KFÜ-Systemen spezifiziert. 
11 Eine ausreichende meteomiogicche Instrumentienuig fehit bislang volllständig. Ferner müssen auch in der 
M~m&ariante je zwei technologische und radiologische Parameter nachgerüstet werden. 
l2 Die Anrahl der Einzelwzie mi jedem Parameter, die in die ISbenvachnng einbemgen wcrrden, ist in der 
Spalte "MeDkanäle" angegeben. Durch Vergleich mit Grenzwerten nau! durch andere Bnvcrinngs- und 
Verdichtungsopemtionen werden daraus iogische Datenkanäle cnewgt, deren Anzahl in der Spalte 
'%tenicanäle" angegeben ist. 

Meß- Daten- Schutz-Z.1 
Nr. Teil 1 : Technologische Parameter (Fortsetzung) kanäle kanäle Kontr.-A, 
I Nr. I Teil 2: Radiologische Parameter I Meß-k. I Dat.-k. I S I K 
Nr. I Teil 3. Meteorologische Parameter I Meß-l; I Dat -k I S / K 
3.2.2.3 Die technische 
Das hierarchisch aufgebaute technische System, gekennzeichnet durch: 
0 Übernahme der technologischen Meßwerte durch Auskopplung aus dem Betriebs- 
rechnersystem sowie Übernahme der radiologischen Blockinformationen und der radio- 
logisch-meteorologischen Standortinfomtionen aus anderen Subsystemen, 
Meßwertverdichtung und B,ewertung einschließlich Alarmbildung auf =W-Ebene, 
Steuemng der Datenübertragung, Information bei und über Grenzwertüberschreitungen, 
0 Datenempfang, Informationsaufbereitung, Bewertung und A d I k i e ~ n g  (Dokumenta- 
tion) sowohl in der SAPOROGER ZENTRALE des Vor-Ort-Inspektors als auch in der 
 WERZ ZENTRALE der Behörde, 
soll den Anlagenzustand durch Vergleich einzelner Parameter undloder Parameterkombi- 
nationen mit speziellen Grenzwerten bewerten und Abweichungen in Form einer Signalisation 
und eines Protokolles sowohl der Behörde (dem Vor-Ort-Inspektor der Aufsichtsbehörde in 
der SAPORWER Z E ~ E  und dem Staatlichen Hauptinspektorat in der KfEWER ZENTRALE) 
als auch dem Betreiber mitteilen. Die im technischen System vorgenommene Zusammenfas- 
sung von Daten aus versc%iedenen Subsystemen und ihre Bewertung geben auch dem Betrei- 
b~er einen neuartigen Überblick über den Sicherheitsmstand der Anlage. Bei sicherheits- 
relevanten Abweichungen wird der Übertrag~n~stakt der Datenpakete deutlich verkürzt13, um 
Verlauf und Auswirkung der Störung genauer verfolgen m können. 
Neben dem digitalen Datenkanal zwischen KraRwerksstandort und der Kiewer Zentrale ist fur 
Kommunikationszwecke (Telefon und Telefax) eine bidirektionale Verbindung insbesondere 
bei Störfäilem'Unfällen unbedingt erforderlich. ' 
'J Bei Gre~tzwertüberschreitong wird der Übertragungctakt der technologischen Parameter von 10 Minuten auf 
eine Minute und für radioiogischc und meteom~ogische Parameter von 60 Minuten auf 10 Minuten 
umgeschaltet. 
Ziel der Bewertung des Anlagenzustandes ist 
die Feststellung der Normailität bezüglich speziell fk die Fernübenvachung festgelegter 
Grenzwerte14 ftir technologische, radiologische, Emissions- oder Immissionsparameter 
oder 
die Signalisation einer W m n g  bei Verstoß gegen einen oder mehrere solcher Grenzwerte 
ohne Freisetzung unzulässig großer Mengen radioaktiver Stoffe oder 
die Signalisation eines Almmes, 
* wenn mindestens ein Grenzwert der ntlassigen Freisetnuig überschritten ist, oder wenn 
eine solche Freisetzung auf Gnuid der Mormation durch einen betrieblichen Meßwert 
unmittelbar und unausweichlich zu erwarten ist, 
* und wenn gleichzeitig mindestens ein betrieblicher Parameter außerhalb der Zulässig- 
keitsgrenze liegt. 
Das logische Konzept zur Bildung von Warnung und Alarm ist in Abb. 3 dargestellt. 
Warnungen und Alarme lösen neben der Signalisation die Ausgabe eines Protokolles aus, in 
dem die Ursache der Warnung sowohl als aktueller Wert der/des auslösenden Parameter@) als 
auch eine zugehörige verbale Angabe (z.B. "earameter> zu HOCH") angegeben wird. Ferner 
werden allgemeine Angaben zum Anlagenzustand gemacht und zusätzlich die Zahlenwerte 
"korrespondierender Parameter" ausgegeben. 
Die Schlußfolgenmgen aus einem auf dieser Grundlage signalisierten Ereignis "Warnung", 
"Alarm" obliegt der menschlichen Intelligenz, wobei auf Grund von Erfahrungswerten Emp- 
fehlungen bestehen sollten. 
Die Zustände Warnung oder Alarm werden nur dann beende, wenn 
die Behörde durch Quittung die Kenntnisnahme von WarnunglAlann mitgeteilt hat, 
die auslösende und auch alle eventuell nachfolgenden GrenzwertÜberschreitungen vor hin- 
reichend langer Zeit beendet worden waren, und 
die Behörde einer Aufhebung des Warnungs-IAlarmzustandes zugestimmt hat. 
Die Beendigung des Warnungs-/Alannnistandes löst ebenfalls ein Protokoll aus, das die 
wichtigsten Betriebsparameter enthält. 
l4 Diese spaieiien GrenzNerie der Fern@bemhung ~ m i e n  La. Mischen den betrieülich mlässigen und den 
genehmignngsrechtJich zniässigen Grenzv'~:tien liegen. Damit wird einerseits-erreicht, daü eine Grenz- 
wertüberschreitwig erst dann zur Behörde gemeldet && wenn das beniebliche Ubcnnachunggstem bcreits 
angesprochen haben d t e .  Andererseits wird im Sinne einer F r i i h m w  eine Grem-cr(verIctzwtg kreitS 
gemeldet, b m r  der Genehmigungsgemerl Uberschtitten ist. 
Schutzziele: 
Warnung und A l m  des technischen Systems 
(bei Leistungsbetrieb) 
E @ I  Warnung 
Integrität des Contahent 
I A Alarm 
V Q V O ] Warnungen 
Gewährleistung Gewährleistung Wärmeabfuhr, 
Reaktorabschaltung Kemkühiung Integrität P E  
Warnung Warnung Warnung 
Abb. 3: Logisches Schema zur Bildung von Warnung und Alarm 
3.2.2.5 Kosten 
Die Kosten für die Bereitsteifung der mindestens erforderlichen technischen Mittel am Stand- 
ort Wdware, Rechernetz und Modems) im Pilotprojekt Block 5 wurden auf etwa 1.3 Mio. 
DM geschätzt, und fur die dringendsten Nachrüstungen von Meßlien sind zusatzlich etwa 
0.6 Mio DM erforderlich.ls Das technische Syctem soll für die ukrainischen Partner Kern- 
imaffwerk Saporoshje und Aufsich&&jrde GosAtomNadsor ein Instrument zur Wahr- 
nehmung ihrer Auf~ichtspflichten darstellen, das von den ukrainischen Fachleuten eingerichtet, 
betrieben, genutzt und vor allem auch weiterentwickelt wird, wobei die deutsche Seite 
lS 
Angaben sind S c h a m e  a-eßkh & @ ~ @  und Hardware. Sie berücksichtigen nicM den 
TrancpOfi-rt InsMk&fls- und -tp.jc~%saufaand. - Sie unterscheiden sich von den in der 
~ ~ h b & e i ~ d f e  ang gebenen Kosten vor aem Wege9 der wesentlich verringerten Aozahl iiberwachter 
Parameter. 
4. Weiterentwicklung & Ferniiberwachung für die Zwecke einer - 
internationalen Information Frühwamung 
4.1 Motivation und Zielstellung 
Eine betreiberunabhängige FernÜberwachung wird in der modernen Industriegeseltschaf? vom 
Gesetzgeber für potentiell gefährliche technische Systeme immer dann vorgeschrieben, wenn 
es %iit,den ~etrejber zur Eiialtung der im  ahmendes ~enehmigun~sverf&ens eingegange- 
nen rechtlichen Pflichten für die Sicherheit nachdrücklich anzuhalten. Allgemein bekannte 
technische Eiichtungen dieser Art sind die Fahrtenschreibersysteme bei den Verkehrsunter- 
nehmen Bahn, LuRfahrt und Gütertransport auf der Straße. Sie sind technisch so ausgerüstet, 
daß sie außerdem über StörfaUabläufe nachträglich Auskunft geben können. 
Eine nationale behördliche Femüberwachung für kemtechnische Anlagen ist notwendig, um 
die Sicherheitsinteressen des Staates gegenüber den ökonomischen Interessen des Betreibers 
durchzusetzen. Aus diesem Grunde muß ein Nationales Übenvachungszentrum NüZ vom Be- 
treiber unabhängig sein. Seine Aufgabe besteht in einer Überwachung und Sicherheitsbewer- 
tung einschließlich der Pflicht, diese Bewertung zu dokumentieren, Betreiber und Behörden 
umfassend zu informieren und bei StörfaWUnfall durch prognostische Aussagen sachlich 
begründete Notfallschutzmaßnahmen zu ermöglichen. 
Die praktische Erfahrung aus dem ReaktorunfaU von Tschernobyl lehrt, daß bei Störfallen in 
Kernkraftwerken wegen des grenniberschreitenden Schadstontransportes und möglicher glo- 
baler Folgen eine FernÜberwachung durch nationale Behörden nicht in jedem Falle ausreicht. 
Aus diesem G m d e  wurden die Wiener Konventionen [8] vereinbart. Auf dem darin verein- 
barten Infonnationsaustausch sollte ein Jhternationales Zentrum fur Infomation und Früh- 
wamung IZIF aufbauen. 
E i  solches Internationales Zentrum für kerntechnische Anlagen ist notwendig, um inter- 
nationalen Sichqheitsinteressen zusätzlich oder im Gegensatz zu nationalen Interessen des 
Betreiberlandes zu dienen. Damit aber Verantwortlichkeiten des Betreibers nicht verlagert und 
staatliche Hoheitsrechte nicht verletzt werden, sollte sich die Aufgabe eines Internationalen 
Zentrums für Information und Frühwamung aus derzeitiger Sicht auf 
Information über Nomaiverhalten und Registrierung von nukiearen Ereignissen an 
Kemenergieanlagen, 
Analyse und Bewertung bezüglich grenzüberschreitender Auswirkungen sowie 
Verfolgung von Störfallsituationen und Gewinnung prognostischer Aussagen 
konzentrieren, diese Informationen ergänzen, aufbereiten, an Nutzer weitergeben und für stati- 
stische Auswertungen archivieren. Nutzer sind die dem IZlF angeschlossenen Anrainerstaaten, 
die IAEO, die WH0 u,a,, in deren Auftrag Träger spezieller Dienstleistungen (in Deutschland 
z.B. Deutscher Wetterdienst, Bundesamt für Strahlenschutz, Gesundheitsdienste und Notfall- 
schutzorgane, aber auch Forschungseinrichtungen und Versicherungen) die erhaltenen uifor- 
mationen weiterverarbeiten. Die Koordiienog des gesamten Informationsfiusses bei Störfall- 
Situationen ist eine wesentliche Aufgabe des Informations- und Frühwamzentrums. 
auf den Primärinformationen aufbauenden großräumigen (mesoskaligen) Ausbreitungs- 
rechnuncren'6 ermödichen die Erarbeitung von objektiv begründeten Notfallschutdnahmen 
durch dG ~nternatirkle Zentrum und die'weitergabe als ~ k ~ f e h l u n g  an die nationalen Behör- 
den der Anrainerstaaten. Damit würde das Internationale Zentrum ein wirkungsvolles Instru- 
ment werden, das allen angeschlossenen nationalen Katastrophenschutzei~chtungen die M- 
zeitige Vorbereitung, Organisation und Durchfuhning von zweckdienlichen Gegen- und Hilfs- 
maßnahmen zuin Schutz der Bevölkerung bei Gefahrensituationen ermöglicht. 
In den westeurooäischen Ländern Frankreich, Schweiz. Deutschiand sind schoa seit längerem 
leistwigsfahge Kernkraftwerks-~emüberwachun~ss~steme, aber auch allgemeine ~eßsysteme 
zur Erfassung der Umweltradioaktivität in Betrieb, deren Anschluß an ein Internationales Zen- 
trum kein tckmisches Problem darstellt. In Rußland und Tschechien sind iihnüche Über- 
wachungssysteme W S  unter der Regie der GRS und der Herstellerfirma Dornier in Betrieb 
gegangen, fur die das gleiche gilt. 
Die Schaffung eines Internationalen Zentrums fur Information und Frühwamung auf der 
Grundlage der bestehenden nationalen Überwachungs~~steme und mit der Zielstellung, als 
technisches Mittel fur die Ausiullung der Wiener Konventionen zu dienen, wäre eine ver- 
trauensbiidende Maßnahme und würde die europäische Eigung befördern. 
Die einander ergänzenden Zielstellungen von nationaler und internationaler KKW-Ferniiber- 
wachung sollen nochmals nebeneinandergestellt werden: 
Ziel einer nationalen Ferniiberwachung von Kernkraftwerken ist die Durchsetznng der 
Sieberbeitsinteressen der Bevölkerung gegenüber den ökonomisch orientierten 
Interessen des Betreibers. 
Analog soll es das Ziel einer internationalen Fernüberwachung von Kernkraftwerken 
sein, den Sicherbeitsbediirfnissen von Nacbbarstaaten gegenüber den nationalen 
Interessen eines Betreibenandes zu dienen. 
4.2 Allgemeine Arbeitsaufgaben 
Handling (d.h. Empfang, Registrierung, Archivierung und Verteilung) der KKW-Daten bei 
Normalbetrieb und bei StörfalütJnfalt. Die Archivierung dient der Belegfhhrung, der nach- 
traglichen Trendheobachtung und der statistischen Analyse. 
Bewertung der ankommenden Daten Im Falle des bestimmungsgemaßen Betriebes k m  
diese Aufgabe vollständig automatisiert ablaufen Treten dagegen Gremertübersch& 
tungen von Emission/Zwnission oder Betriebszustiinde auf, die als Ereignis der Stufe 3 
und höher nach [I] einzustufen sind, so ist von einem Bereitschaftsdienst durch Analyse 
der Daten in Zusammenarbeit mit dem Nationalen Überwachungszentrum eine Lagebe- 
urteiiung zu erarbeiten. Unabhangig vom Resultat dieser Anaiyse sind regionale und meso- 
skalige Ausbreituqgsrechnungen zu veranlassen. 
l6 Es besteht beim gegem@rtigen Stand der Datenübertragung in Dentschiand keine Notwendigkeif diese 
A m b r e i m n ~ & ~ e n  direkt im IZIF anzusiedeln Vielmehr sollten bereits bestehende Einii-n mit 
dieser Aufgabe M u t  werden. 
r Die Storfallbegleitung dient der ständigen Aktualisierung der Lagebeurteilung auf der 
Basis von Trendbeobachtungen. Ausgehend vom eingetretenen Zustand sind prognostische 
Szenarien abzuschätzen bm.  wenn möglich durchzurechnen mit dem Ziel Schlußfolge- 
rungen für eine fnihzeitige Vorbereitung von (weiteren) Notfallschutmiaßnahmen zu 
ermöelichen. 
Die Koordinierung des gesamten Informationsflusses im StörfaUKlnfall ist die wichtigste 
Aufgabe des IZIF. Diese Koordinie~ne. umfaßt sowohl die Eiolunr! von Zusatzinforma- 
tion& über den StörfaWLTnfall als auch die Weitergabe ursprünglicher und aufbereiteter 
Informationen an die Nutzer. 
Den vorgeschlagenen hierarchischen Aufbau der nationalen und internationalen Fernüber- 
wachung zeigt Abbildung 4. 
4.3 Parameterauswahl 
Fur diese genannten Zwecke sind im wesentlichen radiologische Meßwerte bezüglich Emission 
und Immission sowie die meteorologischen Ausbreitungsbedingungen ausreichend, die als Ein- 
gangsdaten in mesoskalige Ausbreitungsrechnungen verwendet werden. Technologische Infor- 
mationen über den Anlagenzustand sind nur im Sinne von Hintergrunddormationen erfor- 
derlich, indem sie grundsätzliche - fur die Beurteilung der gegenwärtigen und weiterhin zu 
erwartenden Lage wichtige - Feststellungen ermöglichen sollen: 
- ist die nukleare Kettenreaktion unterbrochen? 
- arbeitet die Hauntwärmesenke? 
- ist der ~ekundä;kreislauf geschlossen? 
- ist die Havariekiihlunp der S~altzone in Betrieb? 
- welcher Druck herrscht im Containment? 
- ist ein thermisches Versagen des Druckbehälterbodens zu erwarten? 
- sind die Zu- und Ableitungen des Containment geschlossen? 
Diese Fragen lassen sich für den betrachteten WR-1000-Reaktor mit Hilfe einer Teilmenge 
derieniaen technologischen Parameter aus Tabelle 2 beantworten, die zur Erfdlung der 
schut&ele und Ko&ollaufgaben in die nationale Fernüberwachung einbezogen sind.-ver- 
deiche mit den Parameterlisten der deutschen m-Svsteme 1131 zeigen, daß die dort getrof- - 
fene Parameterauswahl ebenfalls die Beantwortung dieser Fra&nniliißt. 
Beispielliaft gibt Tabelle 3 eine Auflistung der zur Übertragung aus dem &WER-1000-Druck- 
wasserreaktor Block 5, KKW Sa~oroshie vorgeschlagenen Informatione~ die über das Natio- 
nale Ubenvachungszentrum an d a s  Internationale ~&trum fix Information und FNhwarnung 
IZIF zur Beantwortung der obigen Fragestellungen und der Einschatning der radiologischen 
Situation weitergeleitet werden sollen. Die technologischen und radiologischen Parameter sind 
dabei fur jede Meßg6ße auf einen einzigen Zahlenwert komprimiert Die Daten werden als 
Pakete in festgelegtem Ubertragungstakt weitergegeben. 
irternationales Zentrum fur 
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Tabelle 3: Parameterliste fiir das Internationale Zentntm Br information und Friihwamung IZiF 
i I 1 Meß- \ Daten- I Daten- 1 
Aus dieser Informationsmenge ergeben sich Datenpakete mit einem Volumen von etwa 
1 KByte. Die Übertragung einer solchen Datenmenge ist auch über große Entfernungen ohne 
technische Probleme möglich. 
Neben dem digitalen Datenkanal zwischen Nationalem Überwachungszentmm und dem Inter- 
nationalen Zentrum für Information und Fmbwamung ist für Kommunikationszwecke (Tele- 
fon und Telefax) eine bidirektionale Verbindung insbesondere für Nachfragen bei Störfällen 
und U&ällen unbedingt erforderlich. 
4.4 Übertragungstakt 
Die Menge der im Internationalen Zentmm für Information und Frühwarnung für die Zwecke 
der Lagebeurteilung und Frühwamung erforderlichen Daten ist nicht nur vom Parameter- 
umfang her deutlich geringer als im Nationalen aerwachungszen~m. Auf Grund des physi- 
kalischen Charakters der Mehrheit der übertragenen Daten und auch auf Grund der be- 
zweckten nur überschlagigen Beurteilung des Anlagenzustandes scheint es ausreichend, bei 
ungestörtem Anlagenbetrieb lediglich einmal pro Tag einen kompletten Satz aktueller Daten 
zu übertragen. Erst bei Überschreitung zulässiger Aktivitätsfreisetningen oder Ortsdosis- 
leistumen als Anzeichen eines kerntechnischen Unfalles etwa oberhalb der Stufe 3 sollte un- 
venügiich auf einen Übertragungstakt von etwa einer Stunde umgeschaltet werden. B e  Er- 
a'beitung der Entscheidungsalgofihen und die Abstimmung der zugehörigen Grenzwerte1 
Gr~&fkombinationen r& der nationalen Behörde stellt e&n der wichtigsten und ktitisch- 
sten Schritte bei der Schaffung des Internationalen Zentrums dar. 
Die übertragenen Datenpakete sollten keine Mittelwerte enthalten, sondern aktuelle (momen- 
tane) Meßinformationen darstellen. Bei ungestörtem Betrieb stellt diese Datenmenge eine 
tägliche Stichprobe dar, so daß Hoheitsrechte von Betreiber und Staat (z.B. Bilanziemg der 
Energieerzeugung, der Freisetzung innerhalb vorgegebener Zeiträume u.a.) gewahrt bleiben. 
Die stundenweise Paketübemagung bei StörfäUeniLTnfXIen ist t toutinemäßige Aushrei- 
twgsrechnungen ausreichend Vorsorgtich smd aber technische Mittel vomsehen, die die 
Üb&mgung störfallspezinscher Zusatzi&omtionen ermöglichen. Dani gehört vor allem 
auch eine ausreichende Anzahi der mehrfach genannten Kommunikationskanäie für Telefon 
und Telefax, was derzeit in den Betreiberländem noch nicht selbstverständlich ist. 
4.5 Anschluß zu anderen Rechenzentren 
Auf die Notwendigtteia des bidirektionalen datentechnischen Anschlusses zu unterschiedlichen 
Rechen- und ~nfomtionszentren ist bereits mehrfach hingewiesen worden. In Deutschland 
bestehen diesbezüglich keine technischen Probleme. Das bestehende Telefometz läßt a u k -  
dem die gängige Kommunikation (Telefon und Telefax) zu. Dadurch ist es möglich, die geeig- 
netsten, bereits bestehenden Institutionen in die Lösung der Gesamtaufgabe einzubimden. Das 
@t insbesondere für das Gebiet der mesoskaligen und kontinentalen Ausbreitungsrechnungen 
1271 und der Meteorologie, aber auch für die radiologischen Methoden und Rechenprogramrne 
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zur Unterstützung und Entscheidungsfindung bei nuklearen Unfällen. Für alle diese Unter- 
suchungen und Analysen sind seh;kompleie Rechenprogramme und sehr leistungsfahige 
Rechenanlagen erforderlich. Zur Sondiemn~! der Probleme sind Arbeitskontakte insbesondere " 
zu folgenden Eiichtungen notwendig: 
Institut fur Meteorologie und Klimaforschung, Kernforschungszentrum Karlsruhe, 
Forschungsprogramm EUROTRAC, Unterprogramm TRACT: Schadstofftransport über 
komplexes Terrain 
Fraunhofer-Institut flir Atmosphärische Umweltforschung, Garmisch-Partenkirchen, 
Forschungsprogranun EUROTRAC 
Institut fur Neutronenphysik und Reaktortechntk, Kedorschungszentrum Karisruhe, 
Rechenprogramme COSYMA und RHODOS. 
4.6 Technische Struktur und Erstellungsaufwand 
Die hierarchische Stniktur des gesamten Systems der Fernüberwachung, bestehend aus der 
Vor-Ort-Uberwachung am KKW-Standort, dem Nationalen Überwachungszentrum und dem 
Internationalen Zentrum für Information und Frühwamung, ist in Abb. 4 dargestellt. Em Vor- 
schlag zur technischen Ausmstung eines Pilotprojektes ist nachfolgend beschrieben. 
Zusatzausrüstung im Nationalen Überwachungszentmm: 
* Fernübertragungsrechner (PC 486DX40, ca. DM 5 000,-) fur Datenauswahl und 
Datenkomprimiemg und zur Steuerung des Übertragungstaktes an Hand der Resul- 
tate von Grenzwertvergleichen. 
* Modem (ca. DM 5 000,-) nir Übergabe der Daten an einen Dates-Knoten X.25 (ca. 
DM 10 000,-) und im einfachsten Fall Weiterleitung über eine Telefon-Wahlverbin- 
dung an den deutschen Adressaten. Bei nicht ausreichend schnellem Zu@ auf die 
Wähiverb'idung müßte insbesondere für nukieare StörfäilelUnf&le ein Anschlui3 an 
Sonderleitungen bestehen. 
Die zusätzlichen Hardwarekosten betragen insgesamt etwa DM 20 000,; aus Gründen der 
Zuverlässigkeit wird eine Dupiizierung der Hardware empfohien. 
Ausrüstung im Internationalen Zentrum: 
* Dates-Knoten (ca. DM 10 000,-) und Modem (ca. DM 5 000,-) als Daten- 
schnittstelle, 
* Übernahme in den Empfangs- und Auswertrecher (Workstation, Hardware ca. DM 
20 000,-, Soha re  Ca. DM 20 000,-, Peripherie: CD-Laufwerk, Streamer, Dmcker 
und Terminal Ca. DM 10 000,-), 
* Unabhangige Stromversorgung (ca. DM 10 000,-), 
* Bürogeräte (Telefax-Gerlite und Kopierer, Ca. DM 10 000,-). 
Diese Ausrüstung kostet insgesamt etwa 85 000,- DM. Da für alle diese technischen Geräte 
insbesondere in Hinblick auf Störfa1lelUnf3lle eine sehr hohe ZuverlWigkeit gefordert werden 
muß, sollte von vornherein eine Doubiienmg vorgesehen werden. 
Alle genannten Kosten sind reine Geräte- und Sofharekosten gemäß 1281. I4inni kommen 
Instaiiatiom-, Inbetriebnahme-, Vernetzungs- und So~wareentwicklmgskosten in etwa glei- 
cher Großenordnung - E ~ ~ g s g e m ä ß  sind aber die Kosten der technischen Ausriishrng 
vergleichsweise gering im Verhäitnis zu den allgemeinen Verwaltungs- und Betriebskosten 
eines solchen Z e m .  Die Kosten fiir die reine Datenübemagung sind dagegen ausge- 
sprochen niedrig17. 
Für das Internationale Zentrum ist daher ein solcher Automatisierungsgad der Hard- und 
Sofiware vorzusehen, daß außer technischem Personal im wesentlichen nur ein Bereitschafts- 
dienst fur die Bearbeitung von StörEdlenKJnfäIlen gebraucht wird. Femer ist es günstig, im In- 
ternationalen Zentrum auch solche Auswermngsaufgaben anzusiedeln, die im internationalen 
hteresse liegen und insbesondere Erfahnrgen aus der Infomationsmenge der voran- 
gegangenen Betriehsjahre aufbereiten sollten. 
4.7 Stellungnahmen zum Internationalen Zentrum IZiF 
4.7.1 Kernkraftwerk Saporoshje 
Die Gespräche mit dem Betreiber im Kernkraftwerk Saporoshje über die E i d c h m g  einer 
behördlichen Fernübmachurig unter fachlicher Betreuung durch das Bundesamt fur 
Strahlenschutz wurden im Herbst 1992 begonnen. Im ProtokoU [29] über den Besuch des 
Direktors für Technische Dienste im FZR ist dani ausgeffihrt: 
'k  Das KKW Saporoshje ist bereit und daran interessierf, am BMU-Vorhaben 
'3peziJskation FernÜberwachung Saporoshje " mitzuwirken, 
das KKW betrachtet dieses Vorhaben als einen ersten Schritt auf dem Wege der 
Realisierung eines "Ukrainischen Krisenzentmms", dessen Schufing vom 
"Sfuutlichen Komitee fUr Atomsicherheit und Struhlenschutz der ~ ~ a i n e  
GodtomNBdor (GANlJ"geplant ist, 
das KKW sieht das Ukrainische fisenzentrum im.'&hmen der Europäischen 
Einigung entspechend der Maastnchter Beschlüsse unter dem Aspekr des 
Anschlusses m ein Europäisches Krisenzentmm zur Frühwamung im Falle 
technischer Störfälle und 
das KKW teilt mit, welche der.@ die Femüberwachzmg vorgesehenen Infor- 
MonenJiir eine Weitergabe an ein Europäisches fiisenzenirzrm vorgesehen 
sitz d... " 
Das KKW Saporoshje hat in der Folge alle getroffenen Vereinbarungen bezüglich Bereit- 
steiiung technischer Informationen und Dokumente, Durehtlihnmg von Beratungen, Vor-Ort- 
Besichtigungen im KKW und Besucheraustausch konsequent eingehalten. Beniglich der 
Weitergabe von aktueIlen Meßdaten an ein internationales Zentrum wurde stets darauf hin- 
gewiesen, daß ein solches Zentrum seine Aufgaben nur &Ren kann, wenn aiie kemenergie- 
nutzenden L.änder Europas angeschlossen sind. 
l7 KostenabscMtrung fi9 die Datenübertragung aus der Ukraine nach Deutschland unter Verwendung von 
Date* nach 1281: 
I~ationskosten AnschinB ca. DM 210,- 
~rhssungskosten (Grundpreis) für DatexP-AllSChlnß monaüich 
Datenrate 300 bitls (2 400 bitls) ca. DM 120,- (220,-) 
Beiriebskosten monatlich 
bei täglich einer Anwahl und einer Übertragung zu 1 Kbyte ca. DM 80,- bis 100,- 
Auf der Grundlage einer stabilen und intensiven Zusammenarbeit konnte das BMU-Projekt 
"Spezifikation FernÜberwachung Saporoshje" schließlich in die Realisierungsphase im Rahmen 
des Investitionsprogrammes "Kerntechnische Sicherheit in MOE-Staaten und der GUS" über- 
fuhrt werden. 
4.7.2 Staatliches Komitee für Atomsicherheit und Strahlenschutz der Ukraine 
(GANU) 
Das Staatliche Komitee für Atomsicherheit und Strahlenschutz der Ukraine 
GosAtomNadsor ( G M )  hat die Aufgaben einer betreiberunabhängigen Aufsicht über alle 
Atomanlagen mit den Befugnissen eines Ministeriums [30]. Da jedoch bei nuklearen Ereig- 
nissen vom Range eines Störfalls insgesamt 9 verschiedene ministerielle Einrichtungen in ein 
Krisenmanagement einzubeziehen sind, unter denen sich die staatliche Betreiberorganisation 
GosKomAtom auf G m d  ihrer wirtschaftlichen Bedeutung in einer überaus starken Position 
befindet, sind die Kompetenzen des GANU bislang nicht eindeutig festgelegt. Sie werden erst 
neuerdings auf der Grundlage einer "Konzeption fur die staatliche Regulierung der Sicherheit 
und fur die Lenkung des kemtechnischen Bereiches in der Ukraine" [31] im Sinne unab- 
hängiger Körperschaften durchdacht und neu gefaßt. 
Unter diesen Umsttmden hat das GANU im Projekt der "Spezifikation Femübenvachung 
Saporoshje" nur mit Zunickhaltung, aber stets mit förderndem Interesse mitgewirkt und in der 
Zusammenarbeit mit FZR den jeweiligen Stand der innerukrainischen Diskussionen deutlich 
gemacht. 
Nach Veröffentlichung der "Konzeption. .." [3 I] und Bekanntwerden der Realisiemngschancen 
des BMU-Projektes "Spezifikation Femübenvachung Saporoshje" [19] wurde vom Wissen- 
schaftlich-Technischen Zentrum [32] des GANU erstmalig eine "Konzeption für ein System 
zum Reagieren bei Störfdlen und für ein Krisenzentrum des GÄNU" L331 in SchriRform an 
FZR übergeben, in der grundsätzliche Aussagen zur Fernüberwachung gemacht werden: 
"'Gru~EzihIicher Zweck eines solchen Systems isd.. 
ein optimales Risikomanagement vom Zeitpunkt der Errichtung von Objekten 
mit Sirahlungsgefahr und KernanEagen und bei deren Betrieb, 
die Früherkennung von Stö~allsituationen und nach Möglichkeir Narnzmg bet 
der Entwicklung des Störfaiis zu einem Unfall mit Aktn11äts~eisefz11izg in die 
Umwelt, 
eine frihzeitige I~Efonnatio?~ der BevdZkenmg über Strahlengefaahr mittels 
Massenmedien und offentlichen Einrichtungen sowie E:iizleifzn~ enfqreehen- 
der MaJnahmen zum Schutz der Revölkeru~zg 
und 
die Koordinierung bei der Beseitigung der FoZge~z des St~IfaEls. . W 
Die Objekte mit Strahlengefahr und Kemaniagen solien 
'>nach festgelegtem Regime oder bei Störfällen soIche IiEfomtationen m die ,4zi$sich&- 
behörde überiragen, die den Zz~siaiuZder zu ÜbenvacIzenden Objekte ~*Jmakterisi@retz. 
Diese Informationen werden enh id r  unmiitelbar an die Srö.faEI-Dis~antcIzer-Zerz- 
lX Vergl. dazu die Anfgaben des Radiological Emergency Assesment Center REiC im 13SStaat iüinois f 171. 
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trale des G M  übergeben oder vorher an die regionalen bzw. krafhl>errkseigenen 
Inspekn'onen des Slaalichen Hauptin~pektors iibemiftelt. 
DA Störfall-Dispatcher-Zenirale des GAW erhält außerdem Informationen 
Störfälle in anwenzenden Ländern und von internationalen Orpanisationen. 
Auf der Grundlage der akhcellen und der archivierten Daten muß der Diensthabende 
in der St~rjaII~Dispatcher-Zentrale d s GANU in der Lage sein, Stövfallsituationen in 
den Objekden zu erkennen, die Wahrscheinlichkeit firr das Aufheten von Unfällen 
einzuschätzen und ihre möglichen Folgen zu bewerten. Falls eine Entscheidung 
vorzubereiten ist, kann der Diewlhabende eine technische Unterstützungsgruppe in 
die Arbeit einbeziehen, die aus Spezialisfen des GANU und aus Mitarbeitern von 
Forschrgs- und Projektierungsinrtituten besteht. .. " 
Als Hauptziele des Krisenzentrums des GANU werden angegeben: 
% operative Überwachung (möglichst FemüberwachunR), Diagnostik und Analyse 
des Sicherheitszustandes der O@ekde, des dynamischen Verlaufs von Stövfällen 
und deren Folgen; 
OTpanisierung & Audbung einer Übemachunp bezü~lich "'Incident" & d s  
Ukraine oder den anwenzenden Landem in Übereinstimmung mit einer qeziell 
erarbeiteten "Überwachunpsordnunf; 
0 Unterstützung bei der Gewährleistung der Aufsicht~fricht. .
... 
Orpanisierung & Zusammemvirkens mit behördlichen und staatlichen & 
_i2, die um SWaIImm~emenf beteilzgt sind mit internationaIen Ormi-  
sationen &Aufsichtsbehö~den anderer Lanx. " 
Die Aufgaben der Betreiberorganisation GosKomAtom in Verbindung mit dem Notfall- 
schutz werden gesondert ausgewiesen und stehen in Verbiidung mit dem Kcisenzentnim: 
"0 Wissenscha~lich-technische Unterstützung - der Branchen, die jkr die Entwicklung eines Untersuchungs- und Ana&se- 
sysems der Betriebserfhrungen in Keriumlagen innerhalb der Ukraine und 
werweit zuständig si& 
- eines Systems zur Planung des Stöij%allmmagement und 
- bei der Enveitemngder Liste der vorausberechneten Stövfälle~9; 
0 Erarbeitung von Maßnahaeplänen Jlir Störfälle so wohl^ die Vorbereitung als 
auch Jlir die Durchfirhmng von Notfalhchutz-Trainingsprogrammen; 
Lösung von Aufgaben aus problemorientierfen Teilbereichen innerhalb des staat- 
lichen Systems der NoifaIIschutzma@ahmen; 
0 Lösung von Suchaufgaben @r ein infegriertes automatisches System zum Situa- 
tionsmanagement firr Vorbereitung und Unterstützung von Entscheidungen beim 
Präsidenten der Ukraine (Lugezentrum beim Präsidenten). " 
In der Aufzählung der Rechtsnormen sind neben den bestehenden oder in Arbeit befindlichen 
ukrainischen Normen auch ausdrücklich die beiden Wiener Konventionen [8] genannt. 
$9 Gemeint sind Störfäiie, deren AblMe noch nicht detaiiiiert untersucht worden sind, deren Beherrschung 
auf Grnnd solcher Untersw:hnngen aber erreicht nmien soll. 
Die insgesamt sehr weitgehende, im Detail aber noch recht unscharfe Konzeption läßt er- 
kernen, daß auch in der Ukraine die Verantwortung für den sicheren Betrieb und die Aus- 
arbeitung von Maßnahmeplänen fur den Notfallschutz ausschließlich beim Betreiber verblei- 
ben. Ferner ist von vornherein daran gedacht, auch aktuelle Meßdaten mit Nachbarländern und 
internationalen Organisationen auszutauschen, sofern gewährleistet ist, daß bei Störfällen in 
Nachbarländern diese ebenfals solche Informationen liefern. Insofern bestehen von Seiten der 
Ukraine offenbar derzeit keine Bedenken bezüglich des Anschlusses an ein Internationales 
Zentrum fur Information und Friihwarnung. 
4.7.3 Internationale Atomenergie-Organisation IAEA 
Da die SchaEung eines Internationaien Zentrums fur Information und Frühwarnung auf der 
Basis bereits bestehender nationaler Übenvachungsstnrkturen kostengünstig und machbar er- 
scheint, wurde diese Frage mit der International Atomic Energie Agency IAEA, Emergency 
Assistance Services diskutiert. In einem Statement [34] wurde von Seiten der IAEA fest- 
gestellt: 
"I. Die IAEA ist erfeuf darüber, dag der Deutsche Bundesminister fir Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit h n  Ukrainischen Behörden bei der Schafing 
eines Nationalen Zentrums behilflich ist, &mit sie ihre Aufsichtspjlichten e@llen 
Rinnen. Das wgestellie Konzept bee~nrfn,c&. 
2. Die IAEA hegt dagegen ernste Sorgen gegeniiber einem Konzept, demzufolge der 
Krafiiyerhbetrieb durch ein Internationales Zentrum kontinuierlich überwacht und 
dem Kraftwerksoperateur bei Störfäflen direkte Unterstützung gegeben wird. Es ist 
ein Grundprinzip der IAEA, daß die Verantwortung fur die nukleare Sicherheit bei 
dem Staat verbleibt, in dem sich das MLW bejndet. Die IAEA ist daher nicht in der 
Lage, ein internationales System zur kontinuierlichen =W-Überwachung zu 
unterstützen. 
3. Die I& verweist darau3 eine Reihe bilateraler und muliilateraler Abkommen 
zwischen den Staaten bereits existiemn, die einen Inf~~*mationsaasiatisch &ei Stör- 
fällen und eine Hiilfeleistung als Reaktion auf solche Situationen vorsehen. Es wäre 
&her . ~ m o l l ,  eine Femüberwachung darauf aus zurichte?^, die Ausjillung dieser 
Abkommen zu ~nter~stiitzen. .. " 
In dem Gesprach war von Seiten der Emergency Assistance SeMces darauf hingewiesen 
worden, 
* daß die iAEA eine Körperschaft mit überwiegend politischen Aufgaben sei, 
* daß der Datenaustausch in StorfYlen bislang direkt uber Regienlngsstellen ablaufe, 
* und daß hierzu eine technische Ausgestaltung nutziich sei, um insbesondere kumiiistig 
einen ausreichend voilständigen Einblick zu bekommen. 
Von Seiten FZR wurde nachdriicklich besthtigt, daß mit der Emchtung des Enternationaien 
Zent- keinerlei Verantwomngstrder einhergehen SOU. 
Es wurde vereinbart, daß sich FZR und Emergency Assistance Services der IAEA über den 
Fortgang der Überlegungen zu einem Internationalen Zentrum IZn! gegenseitig informieren. 
4.8 Trägerschaft 
Eine rechtliche Verantwortlichkeit fur die Einrichtung des vorgeschlagenen Intemationden 
Zentrums IZIF und damit fur die Übernahme der Trägerschaf? besteht derzeit nicht. Ein sol- 
ches Zent- kann daher nur durch gemeinsamen politischen Willen benachbarter Staaten 
geschaffen werden. In Europa wird das künftig durch die Europäische Staatengemeinschaft 
getan werden können. 
In Deutschland fällt die FernÜberwachung in die Kompetenz der Bundesländer, die mit dem 
Vollzug entweder eine behördliche Einrichtung wie in Baden-Württemberg und Nordrhein- 
Westfalen oder eine private Dienstleistungseinrichtung beauftragen, sofern sie die erforderliche 
Fachkompetenz nachweisen können. 
Träger eines Internationalen Zentrums können unter dem Gesichtspunkt der Fachkompetenz 
die World Association of Nuclear Operators WANO oder die International Atomic Energy 
Agency iAEA sein: 
* Die internationale Betreiber~rganis~tion WANO kann prinzipiell kein betreiberunab- 
hängiges informationszentrum betreiben, da sie im Konfiiktfall nicht gegen eigene 
Interessen handeln wird. Sie kann daher die Aufgaben eines Intemationden Zentrums 
nur an eine unabhängige E'ichmng übertragen und deren Kosten tragen. Eine 
Bereitschaft der WANO zu einer solchen Trägerschaft wird daher kaum bestehen. - Im 
übrigen unterhält die WANO bereits ein internes Berichtssystem, das zur detaillierten 
information über alle betrieh&hen Störungen, Störf21le und Unfälle nim Zwecke 
gegenseitiger Hilfe und künftiger Vorsorge dient. 
* Wie schon betont nimmt die Intem&onde AtomenergieOrganisation überwiegend 
politische und diplomatische Aufgaben wahr. Dazu gehören die Erarbeitung, Abstim- 
mung und Verabschiedung von Empfehlungen, Ricbtiinien und rechtsverb'idlichen 
Vereinbarungen. VOlhgsaufgaben werden nur wahrgenommen, sofern sie höheren 
politischen Rang haben, wie K~remsto&ontrolk u.a. Insofern wird die IAEA an 
der Tfägerschaft &r ein Informationszentrum wenig Interesse haben. Andererseits 
könnte die IAEA durch Nutzung des vorgeschlagenen Informationsumfknges ihre tech- 
nische Wfe bei Störfällen e&ktiver gestalten. Das Interesse der IAEA wird insgesamt 
nur fördernden Charakter tragen. 
Wem durch den politischen Wden der Europ&schen Staatengemeinschaft die Ei~chtung  
eines Internationalen Z e n t m  IZIF festgesch&ben wird, so wird d&r git5Chzeitig ein Voll- 
zugsorgan benannt oder geschafEen werden müssen. Nach Inkrafttreten der Maastrichter Be- 
schlüsse hat die EG bereits begonnen, die Ei&h&ng von übernationalen Volhgsorganen 
auch auf dem Gebiet der ~YBweltüberwaehung vormbereiten und d&r Leiteinrichtungen in 
Form von Europäischen Zentren oder Europäischen Instituten20 vorgesehen. In diese 
Vorhaben Iäßt sich ein Internationales Zentnim fur Infomtion und Frühwamung harmonisch 
eingliedern: 
- Gemeinsame Vorhaben der EG werden von den Mitgliedsstaaten gemeinsam finanziert. - Wer die Eichtung von E ~ o ~ & ~ ~ h ~ ~  Einrichtungen wird gemeinsam entschieden. - Alle EG-Staaten sind der W~ener Konvention beigetreten. 
DieSe Zentren und ~anihite wären auch mr ~&,, . i~pg von Dienstleistungen für private, öffentliche nnd 
internationale Auffraggebor berechtigt. 
Zur Einbindung der derzeitigen Nicht-EG-Mitglieder Rußland, Ukraine, Tschechien u.a. müß- 
ten allerdings Sondervereinbarungen getroffen werden. 
Insgesamt ist die Schaffung des Internationalen Zentrums IZIF als Eiichtung der Europä- 
ischen Gemeinschaft derzeit die aussichtsreichste Variante und soll bevorzugt weiterverfolgt 
werden, ohne die anderen Möglichkeiten außer acht zu lassen. 
5. Schlußfolaerunaen -
These 1: 
Die Tschernobyl-Katastrophe hat erstmals nachdrücklich demonstriert, welche globalen Aus- 
wirkungen ein katastrophaler Unfall an einer Kernenergieanlage haben kann. In konsequenter 
Weiterfuhrung der bestehenden Erfahrungen bei der Kernkraftwerks-Fernüberwachung er- 
scheint die Einrichtung eines Internationalen Zentmms fiir Information und Frühwamung da- 
her notwendig und zweckdienlich. Die Rechtfertigung einer solchen länderübergreifenden 
Maßnahme zur Sicherheitsvorsorge 1äßt sich aus dem Gnuidsatz ableiten, daß der Betreiber 
einer potentiell gefahrlchen Anlage verpflichtet ist, im Gefahrenfalle den Gefährdeten auch 
ausreichend zu informieren. 
These 2: 
Ein Internationales Zentmm für Information und Friihwamung bei nuklearen Ereignissen sollte 
zunächst für die Kernkraftwerke russischer Bauart in Mittel- und Osteuropa geschaffen 
werden, weil damit im mitteleuropäischen Gebiet mit seiner großen Bevölkemngs- und 
Indushiedichte eine erhebliche Verbessemng der derzeit bestehenden Informationsmöglich- 
keiten verbunden wäre. 
These 3: 
Ein Internationales Zentmm für Information und Friihwamung wird seinen Zweck nur dann 
emillen, wenn möglichst viele Staaten sowohl als Nutzer der eingehenden Informationen 
angeschlossen sind, wenn aber gleichzeitig auch die Kernkraftwerke in allen diesen Ländern 
ihre entsprechenden Daten zur gemeinsamen Information zur Vemi~wng stellen. 
These 4: 
Wenn bei der Errichtung eines Internationalen Zentrums auf bereits bestehende nationale 
Femüberwachungssysteme zurückgegriffen und daran angeschlossen werden kann, sind die fiir 
eine Vervollständigung erforderlichen finanziellen Mittel getinger verglichen mit den bereits 
für die behördliche Überwachung investierten Mitteln. Nicht unerheblich sind aber die 
erforderlichen &gemeinen Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen (Lohnmittel). 
These 5: 
Für eine effektive Emillung der verschiedenen Aufgaben, die sich mit Hilfe der bereitgestellten 
Informationen ertullen lassen, braucht das Internationale Zentrum ständigen Zugriff auf Ex- 
perten mit Fachwissen und Erfahrung über das Betriebs- und Stötiall~~erhatn der russischen 
Reaktoren, mit Kenntnissen über das Ausbreitungsverhatten freigesetzter Schadstoffe und mit 
Know how zur Abschätzung der Störfiolgen. Im Faüe der K e ~ w e r k s ü b m a e h u n g  b e  
deutet dies, daß unterschiedliche Expertengnippen für die prognostische Beurteilung von 
Stt%&Uen an unterschiedlichen Reaktortypen herangezogen werden müssen. Zumindest in 
Deutschland wäre das FZR, Institut für Sicherheitsforschung, auf Grund seines Erfahrungs- 
standes und der bestehenden Fachkontakte eine geeignete hstitution f%r ein solches 
Internationales Zentrum 
These 6: 
Zur Weitertuhhrung der begonnenen Arbeiten muß das Interesse der EG-Kommission. 
Hauptdirektorat & ~mwel<~eaktorsicherheit und Zivilschutz geweckt werden. Dazu sind 
zusammen mit dem KKW Sa~oroshie Förderantrage für das TACIS-Pro&ramm und Nach- 
folgeprogranune zu erarbeiten, die aen weiteren Ausbau des betrieblichen Ubenvachungs- 
Systems Saporoshje, die Einrichtung der Datenfernübertragung in das Nationale Uber- 
wachungszentrum in Kiew, die Aus~stung dieses Zentrums sowie die Fortsetzung der Arbei- 
ten zur Schaffing eines Internationalen Zentrums IZIF zum Ziel haben. Um die Chancen für 
die Einwerbung einer Förderung zu erhöhen, muten weitere deutsche und internationale Er- 
fahrungsträger auf dem Gebiet Umweltüberwachung in die Antragstellung einbezogen werden. 
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